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Afghanistan: Rückblick 2004, Ausblick auf 2005 
 

Dr. Almut Wieland-Karimi, FES Kabul, Januar 2005 
 
 
• Die Präsidentschaftswahlen im Oktober 2004 bedeuteten einen wichtigen Schritt in Richtung Demo-

kratisierung. Am Wahlsieg des Übergangspräsidenten Hamid Karzai hatte niemand gezweifelt – er 
verfügte über die größte internationale Unterstützung und das stärkste Integrationsvermögen.  

• Im Dezember stellte Karzai sein neues Kabinett vor: ein wenig verschlankt, mit vielen American-
Afghans und Vertretern aus verschiedenen Provinzen. Insgesamt gibt es mit 27 nun vier Ministerien 
weniger als vorher. Von der Bevölkerung wurde das neue Kabinett mehrheitlich begrüßt.  

• Ein weiterer Meilenstein bei der Umsetzung des Petersberger Fahrplans zur Demokratie vom Dezem-
ber 2001 wurde im Januar mit der Verabschiedung einer neuen Verfassung gesetzt: diese legt einen 
sowohl islamischen als auch demokratischen Staat mit einem Präsidialsystem fest. 

• Auf der negativen Seite der Jahresbilanz steht der wachsende Drogenanbau. Die Drogenproduktion 
soll um 60% gegenüber dem Vorjahr angestiegen sein. Im neuen Kabinett wurde deswegen ein Anti-
Drogen-Ministerium eingerichtet. 

• Auch die Sicherheitslage, vor allem im Süden und Südosten des Landes, bleibt angespannt. Bewaffne-
te Auseinandersetzungen zwischen islamistischen Gegnern des Friedensprozesses auf der einen und 
US-amerikanischen und afghanischen Soldaten auf der anderen Seite forderten fast täglich ihre Opfer. 

• Die flächendeckende Umsetzung des Programms für Entwaffnung, Demobilisierung und Reintegrati-
on (DDR) konnte einige Fortschritte verzeichnen. Etwa 60% der Privatmilizen wurden entwaffnet. 

• Im Januar übernahm die NATO als Kommandoführerin innerhalb der International Security Assistance 
Force (ISAF) das Provincial Reconstruction Team (PRT) in Kunduz. Die sog. Sicherheitsinseln in Kunduz 
und Faizabad im Norden des Landes werden von deutschen Kräften gestellt. 

 
 
 
Schritt für Schritt zur Demokratie: Die neue 
Verfassung  
Seit dem 4. Januar 2004 hat Afghanistan, nun 
offiziell „Islamische Republik Afghanistan“ ge-
nannt, eine neue Verfassung. Diese wurde von 
einer 502-köpfigen verfassungsgebenden Ver-
sammlung (loya jirga) - mit einem Frauenanteil 
von etwa 20 Prozent - unter großer internationa-
ler Anteilnahme verabschiedet. Die loya jirga  
hatte vom 14.12.2003 bis zum 04.01.2004 ge-
tagt. Mit ihrer neuen Verfassung hat sich Afgha-
nistan festgelegt, sowohl ein islamischer als auch 
ein demokratischer Staat mit einem Präsidialsys-
tem zu sein, das in weiten Teilen dem US-
amerikanischen gleicht. Die Gewaltenteilung in 
Exekutive, Legislative und Judikative ist festge-
schrieben, wobei das islamische Recht (shari’at)  
nicht explizit als Grundlage erwähnt wird. Je-
doch, so der Wortlaut, dürfe keines der afghani-
schen Gesetze gegen den islamischen Glauben 
und islamische Vorschriften verstoßen - dies lässt 
einigen Interpretationsspielraum offen, der von 
islamistischen Kräften in der Judikative ausge-
nutzt werden könnte.  
 

 
 
Die Legislative wird aus zwei Häusern bestehen: 
einem Unterhaus (wolesi jirga) und einem Ober-
haus (meshrano jirga). Ersteres ist das einflussrei-
chere und in dieses sollen 249 Delegierte direkt 
gewählt werden - unter ihnen mindestens 64 
Frauen, zwei aus jeder der 32 Provinzen. Haupt-
aufgabe des Unterhauses oder Parlaments ist die 
Erarbeitung und Ratifizierung von Gesetzen so-
wie die Billigung der Tätigkeiten des Präsidenten. 
In der meshrano jirga  wird eine noch unbe-
stimmte Anzahl von ExpertInnen und lokalen 
Persönlichkeiten vertreten sein, die von Provinz- 
und Distriktparlamenten sowie vom Präsidenten 
selbst bestimmt werden. Das Oberhaus verab-
schiedet Gesetze, aber deren Entscheidungen 
über den nationalen Haushalt und Entwick-
lungsprogramme können vom Unterhaus umge-
stoßen werden. Der Präsident, der für fünf Jahre 
und nur einmal wiedergewählt werden kann, ist 
auf der Grundlage dieser Verfassung mit weitrei-
chenden Kompetenzen und Verantwortlichkei-
ten ausgestattet: Er ist Oberbefehlshaber der 
Armee, federführend bei der politischen Linie 
der Regierung und benennt sowohl die Ministe-
rInnen des Kabinetts als auch den ersten und 
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zweiten Vizepräsidenten. Das Amt eines Pre-
mierministers ist nicht vorgesehen, obwohl so-
wohl dieses als auch die Einführung eines parla-
mentarischen Systems von vielen Kräften, insbe-
sondere aus dem Norden des Landes und von 
Islamisten, gefordert worden war. Sie befürch-
ten, dass der Präsident - zunächst also der Pasch-
tune Hamid Karzai - diese Machtfülle missbrau-
chen könne. Die Verankerung der ausgeprägten 
Machtbefugnisse des Präsidenten trägt eine a-
merikanische Handschrift und ist auch als Erfolg 
für Karzai zu bewerten, der davon seine politi-
sche Zukunft abhängig gemacht hatte.  
 
Mittelhohe Hürde genommen: Die Präsi-
dentschaftswahlen 
Aufgrund eines mangelnden Zensus in Afghanis-
tan musste im Vorfeld der Wahlen zunächst eine 
aufwändige Wählerregistrierung unter Federfüh-
rung der Vereinten Nationen (VN) durchgeführt 
werden. Diese lief Anfang des Jahres zunächst 
nur sehr schleppend an, vor allem wegen man-
gelnder finanzieller Zusagen von internationaler 
Geberseite und der immer noch angespannten 
Sicherheitslage. Im Sommer stiegen die Zahlen 
dann exponentiell an: Die Gesamtsumme von 
10,5 Millionen Wählerregistrierungen mit einem 
Frauenanteil von 41 Prozent erschien jedoch ü-
berdimensioniert. Deren Fehlerquellen waren ein 
beliebtes afghanisches Gesprächsthema: Pakis-
tanische Taxifahrer erzählten von ihren in den 
Grenzstädten erworbenen Wahlkarten, ganze 
Schulklassen wurden registriert und manche 
Leute erwarben ein Dutzend solcher Karten.  
 
Der Wahltag selbst, der 9. Oktober, war geprägt 
von großer Begeisterung und einer nach Aussa-
gen der internationalen Joint Electoral Manage-
ment Body (JEMB) mit acht Millionen abgegebe-
nen Stimmen überragenden Beteiligung der Be-
völkerung. Es war sehr ruhig, kam nur zu wenig 
Zwischenfällen und einzig Fehler bei der nicht 
abwaschbaren Tinte, mit denen WählerInnen an 
einer zweiten Stimmenabgabe gehindert werden 
sollten, erfüllten die medialen Schlagzeilen. Im 
Vorfeld jedoch waren über ein Dutzend Wahl-
helferInnen während der Registrierung ums Le-
ben gekommen.  
 
Karzai gewann mit 54 Prozent der Stimmen. An 
zweite Stelle gelangte Qanooni als Gegenkandi-
dat der früheren Nordallianz, an dritte Stelle kam 
der berühmt-berüchtigte General Dostum, der 
vor allem usbekische Stimmen gewinnen konnte. 
Die ethnische Zugehörigkeit spielte eine wichtige 
Rolle bei der Wahl. Die übrigen, zumeist mit ein 
Prozent oder weniger der Stimmen weit abge-
schlagenen Kandidaten, waren zumeist alte Be-
kannte aus der kommunistischen oder der Mud-
jahedin-Zeit. Andere standen dem Lager des e-

hemaligen Königs nahe. Wohl am meisten inter-
nationale Aufmerksamkeit erhielt die einzige 
Kandidatin, Massoda Jalal, die keinen eindeuti-
gen politischen Hintergrund hat.  
 
Auch in den Geschichtsbüchern wird vermutlich 
nie eindeutig nachzulesen sein, wie frei und fair 
die afghanischen Präsidentschaftswahlen 2004 
tatsächlich waren. Es fehlten einerseits noch die 
institutionelle Erfahrung und eine demokratische 
Kultur. Erste demokratische Ansätze hatte es le-
diglich seit den 1920er Jahren und insbesondere 
Mitte der 60er Jahre gegeben. Andererseits fehl-
te ein umfassendes internationales Monitoring. 
Insofern wäre es unrealistisch gewesen, freie 
und faire Wahlen nach westlichem Maßstab 
bzw. nach Lehrbuchdefinition zu erwarten. Viel-
mehr wird nachzulesen sein, dass nach über 20 
Jahren Krieg und Bürgerkrieg und einem unter 
den Taliban vollends gescheiterten Staat, der 
seinen BürgerInnen keinerlei Grundversorgung 
mehr anbieten konnte, sowie nach einem fast 
dreijährigen Friedensprozess die ersten Wahlen 
erfolgreich stattfinden konnten. 
 
Höhere Hürden in 2005: Parlaments- und 
Kommunalwahlen 
Die Parlamentswahlen, die ursprünglich gleich-
zeitig mit den Präsidentschaftswahlen hätten 
stattfinden sollen, werden im nächsten Frühjahr 
- vermutlich realistischer im Sommer - folgen. Ob 
die Kommunalwahlen noch im Jahr 2005 statt-
finden können, ist unklar. Eine offizielle Begrün-
dung für deren Verschiebung war, dass die ge-
nauen Bevölkerungszahlen in den Provinzen 
nicht bekannt seien und insofern nicht, wie in 
der Verfassung vorgesehen, die der jeweiligen 
Bevölkerungsanzahl in den 32 Provinzen ent-
sprechende Anzahl der Sitze errechnet werden 
könne. Andererseits ist aber auch klar, dass die 
Wahlkommission den erwarteten Ansturm von 
unabhängigen Kandidaten im Jahr 2004 nicht 
hätte bewältigen können. Außerdem wurde 
immer wieder gefordert, dass vor diesen Wahlen 
die Entwaffnung beendet werden solle. 
 
Seit Oktober 2003 ist ein vom Präsidenten un-
terzeichnetes Parteiengesetz in Kraft. Inzwischen 
ließen sich über 70 verschiedene Parteien offiziell 
registrieren. Da die Rolle der politischen Parteien 
durch das einfache nicht übertragbare Stimm-
recht (single non transferable vote) marginalisiert 
wurde und politische Parteien über kein positives 
Ansehen verfügen, wird sich das Gros der Par-
lamentskandidaten nicht über Parteilisten, son-
dern als unabhängige KandidatInnen zur Wahl 
stellen. Deren Zahl könnte durchaus 25.000 oder 
mehr betragen. Dies verdeutlicht, welcher Auf-
wand betrieben werden muss, um alle Kandida-
tInnen zu registrieren und zu überprüfen. Das 
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Wahlgesetz, von vielen internationalen ExpertIn-
nen kritisiert, schien auf der anderen Seite aber 
nur ein Spiegel der aktuellen Situation mit noch 
schwach entwickelten Parteien zu sein. Zur Zeit 
wird das Wahlgesetz neu diskutiert und bis zu 
den anstehenden Wahlen sind Modifizierungen 
wahrscheinlich.  
 
Warlords langsam ausgebremst 
Im Vorfeld der Wahlen war zu beobachten, dass 
die widersprüchliche Strategie - einerseits De-
mokratie und Menschenrechte zu fordern, ande-
rerseits warlords in zentralen Regierungspositio-
nen zu belassen und sie mit Samthandschuhen 
anzufassen - langsam ein Ende fand. In der Ver-
gangenheit war immer wieder kritisiert worden, 
dass bei den zentralen Schritten des Friedensab-
kommens, wie der Entwaffnung, unterschiedli-
che Spielregeln galten: Machtvolle Regionalfürs-
ten wie Dostum im Norden und Ismail Khan im 
Westen konnten weiter nach eigenem Gutdün-
ken schalten und walten, während die Zentral-
regierung in Kabul und die einflussreichen coali-
tion forces nicht einschritten.  
 
Anfang September wurde Ismail Khan, der star-
ke Mann Westafghanistans, jahrzehntelang Al-
leinherrscher über Herat und die benachbarten 
Provinzen, von der Zentralregierung abgesetzt. 
Es wird sich zeigen, ob er als Minister für Wasser 
und Energie im neuen Kabinett gezähmt werden 
kann. Beim Wiederaufbau der Stadt Herat, die 
wohl das entwickeltste und farbenfroheste 
Stadtbild in Afghanistan aufweisen konnte, be-
wies er sein Engagement. Den ehemaligen Ver-
teidigungsminister Fahim stellte Karzai nicht als 
seinen Vizepräsidenten auf, nicht zuletzt, weil 
dieser permanent gleichzeitig für und gegen die 
Regierung gearbeitet hatte - die Entwaffnung 
fordernd, ohne seine Privatmiliz aufzulösen.  
 
Coalition forces, ISAF und afghanische Si-
cherheitskräfte 
Beim Entwaffnungsprozess von Milizen, dem 
Programm Disarmament, Demobilization and 
Reintegration (DDR), konnten mit der Demobili-
sierung von etwa 60 Prozent der unbefugten 
Waffenträger Fortschritte erzielt werden. Dessen 
Umsetzung war in der internationalen Berliner 
Afghanistan-Konferenz im April 2004 als oberste 
Priorität gefordert worden. Auch VertreterInnen 
der afghanischen Zivilgesellschaft sahen die 
Entwaffnung als einen zentralen Schlüssel im 
Friedensprozess, was sie unter anderem in einer 
der offiziellen Konferenz vorausgehenden Zivil-
gesellschaftstagung nachdrücklich äußerten. 
Dieser von den VN unterstützte und überwachte 
Prozess soll bis Ende März 2005 abgeschlossen 
sein. 
 

Wegen mangelnder Sicherheit galten südöstliche 
Provinzen wie Zabul und Uruzgan weiterhin als 
no-go-area. Im Südosten des Landes hielten die 
Kämpfe zwischen afghanischen Regierungstrup-
pen und den US-amerikanischen coalition forces 
auf der einen und Gegnern des Friedensabkom-
mens und der Demokratisierung, subsumiert als 
Taliban und al-Qaida, auf der anderen Seite an: 
Täglich fordert dieser Krieg Opfer, auch unter 
der Zivilbevölkerung. Die Nachrichtenlage über 
die Geschehnisse in diesen Regionen ist jedoch 
dünn; selbst afghanische Regierungsvertreter 
wissen nicht viel mehr als das, was in den Ti-
ckerdiensten zu lesen ist.  
 
Bei der NATO-Tagung in Istanbul im Juni kündig-
ten die Mitgliedsstaaten an, weitere Soldaten zu 
senden. Dieses scheiterte jedoch an der Bereit-
schaft bzw. Kapazität deren Mitglieder, so dass 
nur die USA weitere 1.800 Soldaten anlässlich 
der Wahlen schickten. Insgesamt waren über 
20.000 internationale Truppen im Land - ver-
gleichsweise wenig, sieht man in Richtung Irak, 
vergleichsweise viel mit der Perspektive, dass es 
mittelfristig nur die Aufgabe der afghanischen 
Sicherheitskräfte sein kann, die Sicherheit im 
Land zu gewährleisten. Innerhalb von etwa zwei 
Jahren soll der Aufbau einer 70.000 Personen 
starken Armee erreicht werden, vor allem mit 
US-amerikanischer Aufbauhilfe.  
 
Die ISAF steht bis auf weiteres unter dem Kom-
mando der NATO. Diese baute die sogenannten 
Provincial Regional Teams (PRTs) im Norden, 
Westen und Osten des Landes auf - ein Test für 
ein neues Instrument im Rahmen der Friedens-
konsolidierung. Diejenigen in Kunduz und Faiza-
bad werden mit etwa 300 Militärs von den Deut-
schen gestellt. Zivile deutsche Organisationen 
begleiteten dieses Engagement. 
 
Noch zu früh für die Exit-Strategie 
Wichtig ist vor allem, dass die internationale 
Gemeinschaft nach den Wahlen nicht mit einer 
Exit-Strategie beginnt, welche den politischen 
Prozess in kurzer Zeit zusammenbrechen lassen 
würde. Für eine Stabilisierung Afghanistans ist 
eine internationale Präsenz von einem Zeitraum 
von mindestens 10 bis 15 Jahren vonnöten, 
während derer funktionierende afghanische In-
stitutionen aufgebaut werden können. In der 
Berliner Erklärung zu Afghanistan vom April si-
cherte die internationale Gemeinschaft ihr lang-
fristiges Engagement für Sicherheit, Demokrati-
sierung und Wiederaufbau des Landes nach-
drücklich zu.  
 
Bei der politischen und militärischen Entwicklung 
spielten auf internationaler Seite weiterhin die 
USA die Hauptrolle. Diese überdachten ihre Af-
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ghanistan-Strategie erneut, nicht zuletzt in An-
betracht der Schwierigkeiten, die sie an anderen 
Konfliktschauplätzen wie im Irak und im Nahost-
konflikt täglich erlebten. Geopolitisch gesehen 
spielt Afghanistan auch als Nachbar zu Iran und 
den zentralasiatischen Republiken mit deren 
reichhaltigen Energieressourcen für die USA eine 
strategische Rolle. Dieses lässt für die Friedens-
konsolidierung in Afghanistan auf ein nachhalti-
ges US-amerikanisches Engagement hoffen. 
 
Abhängig von internationaler Unterstüt-
zung - mindestens für eine Generation 
Afghanistan war hochgradig abhängig von in-
ternationaler Hilfe und wird dieses für viele Jah-
re, wenn nicht Jahrzehnte bleiben. Ansatzpunkt 
für eine ökonomische Stabilisierung kann nur 
sein, mit Hilfe der externen Unterstützung eine 
nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung zu för-
dern. Die Langfristigkeit des Engagements muss 
in ein realistisches Verhältnis zu dem Ausmaß 
der physischen und gesellschaftlichen Zerstörung 
des Landes gestellt werden: Afghanistan hat ei-
nen über 20-jährigen Konflikt erlebt und zählte 
noch vor drei Jahren zu den „gescheiterten Staa-
ten“. Bereits vor Ausbruch des Konflikts in den 
Jahren 1978/79 gehörte Afghanistan zu einem 
der am wenigsten entwickelten Staaten der 
Welt.  
 
Korruption und Vetternwirtschaft - vor allem 
auch auf der offiziellen Seite - beeinträchtigten 
negativ die Geschehnisse. Karzai setzte eine ei-
gene Kommission zu deren Bekämpfung ein, die 
zunächst in den offiziellen Stellen gegen korrup-
te Beamte vorgehen soll. Aber auch andere 
staatliche Unternehmen, allen anderen voraus 
die Fluglinie Afghan Airlines, konnten als ein 
großer Sumpf bezeichnet werden, den es tro-
ckenzulegen gilt. Die positiven Entwicklungen im 
Wirtschaftsbereich waren stark sowohl auf priva-
tes Investment, insbesondere von Exilafghanen 
und reichen Arabern, als auch auf das Engage-
ment internationaler Organisationen zurückzu-
führen.  
 
Nichtregierungsorganisationen (NROen) 
und Entwicklungsorganisationen allerorten 
In Ermangelung einer intakten Regierung hatten 
NROen während des Konflikts den Großteil der 
Dienstleistungen (wie Gesundheit und Bildung) 
übernommen, für die eigentlich die Regierung 
zuständig gewesen wäre. Des weiteren wurden 
die NROen in Gebieten tätig, in denen die Regie-
rung nie richtig die Bevölkerung hatte erreichen 
können. Deren Aktivitäten reichten von humani-
tärer Hilfe bis hin zu konkreter Friedensarbeit, 
wie beispielsweise Konfliktmediationstrainings. 
Nach dem 11. September 2001 stieg die Zahl 
der NROen in Afghanistan, insbesondere in Ka-

bul, explosionsartig an: Insgesamt arbeiteten 
weit über zweitausend lokale und internationale 
NROen im Land, die einen eigenen Wirtschafts-
faktor darstellten. Einige der sogenannten 
NROen sind eigentlich Profit orientiert und soll-
ten stattdessen als Unternehmen, beispielsweise 
als Baufirmen, registriert sein.  
 
Der Planungsminister der Übergangsregierung, 
Bashardost, abgesetzt im neuen Kabinett durch 
die Integration seines Ministeriums in ein neu 
geschaffenes Wirtschaftministerium unter dem 
Deutsch-Afghanen Farhang, hatte die Leistun-
gen der NROen im Allgemeinen als intransparent 
und korrupt kritisiert. Die Schuld für gewalttäti-
ge und sogar tödliche Angriffe auf afghanische 
und internationale NRO-Mitarbeiter, wie im Fall 
von „Ärzte ohne Grenzen“, lag seiner Meinung 
nach bei diesen selbst. Politisch gesehen war 
dies eine sehr gefährliche Propaganda und hätte 
zu einem Rückgang der internationalen Unter-
stützung führen können. Seine Idee, nämlich die 
NROen durch die Regierung zu kontrollieren und 
zu steuern, entstammte der Vergangenheit. Je-
doch würde - generell gesprochen - eine größere 
Transparenz und Verantwortlichkeit der NROen 
sicherlich das Vertrauen seitens der Bevölkerung 
in diese weiter stärken.  
 
Fortschritte bei Entwicklungsprogrammen ...  
Das Bestreben der afghanischen Regierung, 
Entwicklungsprogramme verstärkt in eigener 
Regie umzusetzen, könnte nicht zuletzt dem na-
heliegenden Verdacht entgegenwirken, Afgha-
nistan werde von internationalen Finanzorgani-
sationen regiert. Verschiedene Programme, wie 
das National Solidarity Program (NSP), Afghanis-
tan New Beginning Program (ANBP) und Recove-
ry and Employment Afghanistan Program (REAP) 
konnten einige Fortschritte, vor allem auch in 
ländlichen Regionen, erzielen. Das Entwick-
lungsbudget betrug im Jahr 2004 etwa 3,3 Milli-
arden Euro. Das normale Budget der Regie rung 
machte etwa 480 Millionen Euro aus. Insgesamt 
wurden 85 Prozent des offiziellen afghanischen 
Haushalts von ausländischen Gebern finanziert.  
 
... aber immer mehr blühende Mohnfelder  
Die Drogenproduktion nahm gegenüber der Ta-
liban-Zeit weiterhin massiv zu, und es wurde ei-
ne weitere Rekordernte verzeichnet. Volle Lager 
in Pakistan, wo das Opium zu Heroin verarbeitet 
wurde, hatten jedoch eine Preissenkung als Kon-
sequenz: Hatte im Jahr 2003 ein Kilo Opium 
dem afghanischen Bauern noch 217 Euro einge-
bracht, waren es in 2004 nur noch 70 Euro. 75 
Prozent des Heroins auf dem Weltmarkt stamm-
te aus Afghanistan. United Nations’ Office on 
Drugs and Crime (UNODC) warnte davor, dass 
Afghanistan wiederum in einen gescheiterten 
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Staat in der Hand einer internationalen Drogen-
mafia degenerieren könne. Laut Internationalem 
Währungsfonds (IWF) basierten zwei Drittel des 
afghanischen Bruttosozialproduktes auf Opium-
produktion und Heroinhandel.  
 
Das Drogenthema rückte erst im Jahr 2004 in 
den Fokus der internationalen Aufmerksamkeit. 
Karzai erklärte deren Anbau den sogenannten 
Heiligen Krieg (djihad). Im Osten des Landes 
wurde im Herbst begonnen, Felder mit Gift zu 
besprühen, was jedoch viel Protest ob der unkla-
ren gesundheitlichen Nebenwirkungen hervor-
brachte. Andernorts wurden Felder mit Bulldo-
zern niedergewalzt. Die Nachhaltigkeit dieser 
Herangehensweise, ohne über ein umfassendes 
Konzept mit Alternativangeboten für die Drogen 
anbauenden Bauern zu verfügen, erscheint we-
nig vielversprechend - Beispiele aus anderen 
Ländern, wie Kolumbien, belegen dies.  
 
Statistik eines wenig entwickelten Landes  
Die Bevölkerung von ca. 28 Millionen Menschen 
hat unterschiedliche ethnische und religiöse Zu-
gehörigkeiten. Über 99 Prozent sind Muslime. 
Das Bevölkerungswachstum wurde auf fast 5 
Prozent, das Durchschnittsalter auf 17,5 Jahre, 
die durchschnittliche Lebenserwartung auf 42 
Jahre, die Säuglingssterberate auf 165 bei 1.000 
Geburten, die Kinderzahl pro Frau auf fast 7 und 
die Analphabetenrate auf 65 Prozent geschätzt 
(Quelle: CIA Fact Book). Diese Zahlen spiegeln 
die noch geringe Entwicklung des Landes wider.  
 
Themen wie Familienplanung sind weiterhin ta-
buisiert und gerade erst hat eine Diskussion dar-
über begonnen, dass die zumeist zwischen en-
gen Verwandten geschlossenen Ehen die Gefahr 
der Behinderung von Kindern ernorm erhöht. 
Diese Information stieß auf vehemente Gegen-
wehr, da die traditionellen familieninternen Ver-
bindungen eine enorme wirtschaftliche Bedeu-
tung haben. Töchter, die mit ihrer Heirat das El-
ternhaus verlassen, bedeuten eine hohe Investi-
tion, welche am besten durch den Tausch mit 
einem anderen Mädchen als Schwiegertochter 
kompensiert werden kann. Dieses geschieht zu-
meist innerhalb der eigenen Großfamilie.  
 
Und eine erstarkende Zivilgesellschaft  
Mit Zivilgesellschaft wurden oft nur NROen in 
Verbindung gebracht, die als moderne Vertreter 
der Zivilgesellschaft gelten. Die Beschränkung 
auf diese Akteure, die zumeist nach dem 11. 
September 2001 auf den Plan traten, ging auf 
die internationalen Geber zurück, die zu Teilen 
lediglich ein oberflächliches Verständnis der af-
ghanischen Gesellschaft hatten. Traditionelle Ak-
teure der Zivilgesellschaft, wie beispielsweise 
kommunale Ratsversammlungen sowie religiöse 

und ethnische Netzwerke, bilden vermutlich den 
effektiveren Teil der Zivilgesellschaft. Sie dienen 
als Multiplikatoren zur Unterstützung des Frie-
dens- und Demokratisierungsprozesses und ha-
ben Zugang zu den Menschen an der Basis. Lei-
der wurden diese bisher von internationalen Ge-
bern vernachlässigt.  
 
Die Zivilgesellschaft spielte wiederum eine wich-
tige Rolle bei der Friedenskonsolidierung. Neue 
Institutionen und Netzwerke wurden etabliert, 
um sowohl Wiederaufbau und Entwicklung als 
auch die Demokratisierung der Gesellschaft vo-
ranzutreiben. Die Entwicklung in Kabul und in 
den Provinzhauptstädten strahlte immer mehr 
auf die Peripherie aus, vor allem Dank nicht-
staatlicher Initiativen. Insofern leistete die Zivilge-
sellschaft ihren Beitrag, um gleichzeitig die 
(Noch-)Übergangsregierung zu stabilisieren und 
ein Gegengewicht zu bilden.  
 
Parteien und Gewerkschaften: noch nicht in 
der Demokratie angekommen 
Politischen Parteien begegneten die Menschen in 
Afghanistan mit großer Skepsis und noch wenig 
Vertrauen. Aus ihrer Sicht waren politische 
Gruppen, und nicht etwa der Missbrauch des 
Islam, verantwortlich für den mehr als zwei Jahr-
zehnte andauernden gewalttätigen Konflikt. Die 
meisten Parteien waren noch zu jung und unreif, 
um als ernsthafte und landesweite Akteure ernst 
genommen zu werden. Persönliche und ethni-
sche Interessen standen über nationalen. Aussa-
gekräftige Programme waren - noch - eine Fehl-
anzeige. Nur drei der 18 Präsidentschaftskandi-
daten bewarben sich um dieses Amt als Partei-
vertreter. In der jüngeren Generation hingegen 
nimmt das Interesse für aktive Teilnahme an der 
Politik - für eine neue, nicht traditionelle und 
durch Regionalfürsten dominierte Politik - zu.  
 
Gewerkschaften haben sich noch nicht zu freien 
und demokratischen Institutionen entwickelt. 
Vielmehr waren sie Überbleibsel aus der kom-
munistischen Zeit der 1980er, als sie als Symbol 
für die Einführung einer Arbeiterbewegung ge-
gründet worden waren. Gewerkschaften waren 
in Afghanistan deshalb auch nie unabhängig 
oder fungierten als effektive Lobbyorganisatio-
nen. Die wenigen Gewerkschaften, die es gab, 
waren entweder eng an das Ministerium für So-
ziales und Arbeit geknüpft, oder sie arbeiteten 
wie NROen und setzten Nähprogramme für 
Frauen oder Ähnliches um. Die Gewerkschafts-
bewegung muss reformiert werden, um zu einer 
aktiven Teilhaberin am Prozess der Friedenskon-
solidierung und Demokratisierung zu werden.  
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Jugend auf dem Vormarsch 
Afghanistan als traditionelle Gesellschaft baut 
auf dem Senioritätsprinzip auf. Allerdings hat 
der jahrzehntelange Konflikt die gesellschaftli-
chen Strukturen insofern stark verändert, als 
immer mehr junge Leute in Führungspositionen 
zu finden sind. Diese Generation ist während des 
Konflikts geboren und herangewachsen, viele 
von ihnen im pakistanischen und iranischen Exil, 
wo sie die Möglichkeit hatten, Schulen und Uni-
versitäten zu besuchen. Im letzten Jahr kehrten 
über zwei Millionen Menschen, unter ihnen vie-
len junge, aus den Nachbarländern nach Afgha-
nistan zurück. Insbesondere die junge Generati-
on orientiert sich neu, fordert ihre Partizipation 
im Friedens- und Wiede raufbauprozess ein und 
bringt einige der grundlegenden Fähigkeiten für 
den stark international dominierten Friedens- 
und Wiederaufbauprozess mit, wie Englisch-, PC 
und Managementkenntnisse.  
 
Gleichberechtigung in Verfassung  
verankert ... 
In der neuen Verfassung ist die Gleichberechti-
gung von Männern und Frauen verankert. Für 
das zu wählende Parlament wurde eine Quote 
von mindestens 25 Prozent bzw. 62 Parlamenta-
rierinnen festgelegt. Bei der loya jirga im Jahr 
2002 hatte der Frauenanteil noch bei 12 Prozent 
gelegen, was als Zugeständnis an den internati-
onalen Druck zu werten war, da die Ratsver-
sammlung bis dahin stets von Männern domi-
niert worden war. An der verfassungsgebenden 
Versammlung im Dezember 2003 / Januar 2004 
lag der Frauenanteil bereits bei immerhin etwa 
20 Prozent, unter ihnen 25 direkt vom Präsiden-
ten bestimmte Vertreterinnen der Zivilgesell-
schaft. Dies waren erste hoffnungsvolle Schritte 
in Richtung einer gleichberechtigten Partizipati-
on von Frauen.  
 
Viel nationale und internationale Aufmerksam-
keit erregte die einzige Präsidentschaftskandida-
tin, die Ärztin und ehemalige Mitarbeiterin des 
World Food Programs (WFP) in Afghanistan, Dr. 
Massouda Jalal. Sie wendete sich hauptsächlich 
an die Wählerinnen: Eine Frau verfüge über grö-
ßere friedliche Potentiale als ein Mann. Aller-
dings konnte sie nicht deutlich machen, was ihr 
Programm noch ausmachen würde. Auch schaff-
te sie es nicht, Netzwerke von politischen Frauen 
in größerem Umfang auf ihre Seite zu ziehen. 
Insofern erhielt sie nur wenig mehr als ein Pro-
zent der Stimmen. Als Symbol für Fraueneman-
zipation und Demokratisierung in Post-Konflikt-
Afghanistan in vielen Medien weltweit zu sehen, 
machte Karzai sie zur Frauenministerin in seinem 
neuen Kabinett. Gut informierte Quellen wuss-
ten zu berichten, dass Jalals Wahlkampf und 
damit Medienpräsenz - zeitlich passend zum US-

amerikanischen Präsidentschaftswahlkampf - 
nicht aus afghanischen Ressourcen bezahlt wur-
de.  
 
... aber diese noch nicht in die Praxis  
umgesetzt  
Während der Wahlen erwies es sich als schwie-
rig, Frauen dazu zu bewegen, sich registrieren zu 
lassen und dann auch vom Wahlrecht Gebrauch 
zu machen. Zum einen war dieses auf die noch 
mangelnde (politische) Bildung von Männern 
und von Frauen zurückzuführen, denen die In-
halte der neuen Verfassung und die Schritte des 
politischen Prozesses nicht bekannt waren. Die-
ses hing aber auch stark mit einem tief veranker-
ten traditionellen Gesellschafts- bzw. Rollenver-
ständnis zusammen: Politik war eine männliche 
Domäne. Es darf auch nicht vergessen werden, 
dass in dem traditionell islamisch geprägten 
Land grundsätzlich Frauen hinter Männern zu-
rückstanden und stark auf den häuslichen Be-
reich beschränkt blieben.  
 
Auf der anderen Seite wurden immer mehr poli-
tische Frauennetzwerke in Kabul und in Provinz-
hauptstädten gegründet. Sie setzten sich für ei-
ne aktive politische Partizipation ein, wollen für 
die Parlamentswahlen kandidieren und wehrten 
sich dagegen, dass das Wort Demokratie von 
vielen Männern inflationär im Munde geführt 
wurde, ohne diese in deren eigenen Familie um-
zusetzen. Der Vorsitzende der verfassungsge-
benden loya jirga , Hazrat Mudjadeddi, ehemali-
ger Mudjahedin-Führer, der von der internatio-
nalen Gemeinschaft gemeinhin als moderater 
Vermittler gelobt wurde, ließ während der ver-
fassungsgebenden Ratsversammlung verlauten, 
dass Frauen nur die Hälfte von Männern wert 
seien und deshalb ihre Grenzen nicht überschrei-
ten sollten.  
 
Vom negativen zum positiven Frieden  
Dass Begriffe wie Zivilgesellschaft, Friedenskon-
solidierung und Demokratisierung heute mit Af-
ghanistan in Zusammenhang gebracht we rden, 
ist eine erste sichtbare Errungenschaft des Bon-
ner Friedensabkommens und des Friedens- und 
Demokratisierungsprozesses. Die Präsident-
schaftswahlen waren ein historisches Ereignis für 
dieses zentralasiatische Land, auch wenn diese 
unter noch schwierigen Bedingungen stattfan-
den. Für die komplette Umsetzung des Peters-
berger „Fahrplans zur Demokratie“ fehlen noch 
die Parlaments- und Kommunalwahlen.  
 
Die ursprünglichen Konfliktparteien aus den un-
terschiedlichen Konfliktphasen unterstützten 
zum überwiegenden Teil den Friedensprozess. 
Lediglich Teile gewaltbereiter islamistischer 
Gruppen wie die Taliban sowie einzelne Vertre-
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ter der ehemaligen Nordallianz, deren Einfluss in 
der Regierung stark vermindert wurde, wehrten 
sich gegen diese Entwicklung, da diese nicht ihre 
eigene Handschrift trug. Somit konnte ein „ne-
gativer Frieden“ gesichert werden. Langfristig 
muss nun die Wahrscheinlichkeit erhöht werden, 
dass aufkommende Konflikte gewaltfrei gelöst 
werden können, um einen „positiven Frieden“ 
und strukturelle Stabilität zu schaffen.  
 
Im Mittelpunkt der Kriegswirtschaft standen der 
Anbau von Mohn und der Handel mit Waffen. 
Die Profiteure - häufig lokale Kriegsfürsten und 
Kommandanten - waren zu neuem Reichtum 
gekommen und stellten die neue Elite. Im Frie-
densprozess veränderte sich diese Konstellation 
erneut und Teile der gebildeten Elite, einschließ-
lich Vertretern der traditionellen Zivilgesellschaft, 
sowie jüngere gut ausgebildete Leute, gewan-
nen an politischem und wirtschaftlichen Einfluss. 
Sie begannen, dem Drogenanbau und der Schat-
tenwirtschaft den Kampf anzusagen, um den 
Einfluss der Regierung zu erhöhen und diversifi-
zierte respektive nachhaltige wirtschaftliche 
Strukturen zu schaffen. Dies waren wichtige 
Schritte in Richtung des positiven Friedens.  
 
Medien: Spiegelbild der Demokratisierung  
Unabhängige Medien können nicht nur als auf-
steigender Riese in der sich entfaltenden afgha-
nischen Zivilgesellschaft bezeichnet werden, 
sondern sie spiegeln auch den fortschreitenden 
Grad der Demokratisierung wider. Ihre Rolle im 
Prozess der Friedenskonsolidierung und Kon-
fliktbewältigung ist von äußerster Wichtigkeit. 
Die Bilanz fällt auch in diesem Bereich verhalten 
optimistisch aus: Der Medienbereich ist geradezu 
explodiert, wobei weiterhin der Schwerpunkt 
dieser Entwicklung in der Hauptstadt Kabul und 
in einigen Provinzhauptstädten lag. Die Zahl der 
staatlichen und privaten Zeitungen, Radio- und 
TV-Programme steigt von Tag zu Tag. Ende des 
Jahres waren etwa 250 Printmedien sowie 42 
private Radiostationen und acht TV-Sender beim 
Ministerium für Information und Kultur regist-
riert.  
 

Als problematisch ist jedoch die noch mangelnde 
Qualität der Berichterstattung anzusehen: Es 
muss viel für die Ausbildung von JournalistInnen 
getan werden, vor allem in Hinblick auf deren 
Unparteilichkeit sowie die Form und Korrektheit 
ihrer Berichterstattung. Außerdem fehlte es vie-
lerorts an der nötigen technischen Ausstattung 
sowie stabiler Finanzressourcen. Hauptsächlich 
von der internationalen Gebergemeinschaft ge-
tragen, verpflichteten sich diese nicht für ein 
längerfristiges Engagement. Viele neu gegründe-
te Zeitungen verschwanden nach nur kurzer Zeit 
aufgrund fehlender finanzieller Stabilität wieder. 
Im Vergleich zu den Printmedien bedürfen auf-
grund der hohen Analphabetenrate Radio- und 
TV-Produktion verstärkter Aufmerksamkeit im 
Entwicklungsprozess: Sie stellen die zentralen 
Informationsquellen in Afghanistan dar.  
 
Der ehemalige Informations- und Kulturminister 
Hamed Mobarez trat angeblich aus Protest ge-
gen die Zensur seitens seines Ministeriums zu-
rück. Minister Rahin selbst jedoch - und mit ihm 
viele unabhängige Bebachter - sagten, dass es 
nur in Einzelfällen zu einer Zensur käme, vor al-
lem, wenn religiöse Grundwerte beleidigt wür-
den. Viel stärker kann eine Form von Selbstzen-
sur beobachtet werden, da immer wieder Jour-
nalistInnen, die über Themen wie Drogenanbau 
berichteten oder sich kritisch zum Islam äußer-
ten, eingeschüchtert wurden. Insofern wurde 
über solche oder ähnliche Themen verhältnismä-
ßig wenig berichtet, da vor allem in den südli-
chen Regionen auch ein Klima der Angst zu be-
obachten war. Nach der Absetzung des Gouver-
neurs Ismael Khan in Herat im Herbst war hin-
gegen im Westen des Landes das Aufblühen ei-
ner freien Presse zu beobachten.  
 
Ein kurzes Fazit 
Insgesamt war das Jahr 2004 für Afghanistan 
zwar ein schwieriges Jahr. Die Entwicklungen 
und das Voranschreiten auf dem Fahrplan zur 
Demokratie stimmen jedoch vorsichtig optimis-
tisch, dass Afghanistan in der Zukunft zu der 
Hälfte der Länder gehören könnte, in denen der 
Friedensprozess erfolgreich verlaufen ist. 
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